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 Dz.: 61/ t 2.1 
STADT KONSTANZ 

 
Satzungen 

 
über den Bebauungsplan „ZERGLE I“ und 

über die örtlichen Bauvorschriften für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Zergle I“ 

 
Nach § 10 des Baugesetzbuches und § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg i. V. m.  
§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat der Stadt Konstanz am 
23.10.2003 den o. g. Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 
 
 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Dieser ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil zum Bebauungsplan (§ 2 Nr. 1). 
 
 

§ 2 
Bestandteile der Satzung 

 
Bestandteile: 
 
des Bebauungsplans: 
1.  zeichnerischer Teil vom 10.07.2003/24.07.2003/23.10.2003 
2.  den planungsrechtlichen Festsetzungen  vom 10.07.2003/24.07.2003/23.10.2003 
3.  Grünordnungsplan 

- Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Planungsgebietes vom 18.06.2003 
 
der örtlichen Bauvorschriften: 
4.  örtliche Bauvorschriften vom 10.07.2003/24.07.2003 
 
Beigefügt sind: 
5. Abgrenzungslageplan vom 10.07.2003/23.10.2003 
6.  Gestaltungsplan „Zergle I“ vom 10.07.2003/24.07.2003/23.10.2003 
7. Rahmenkonzept „Zergle“ vom 10.07.2003/24.07.2003/23.10.2003 
8. Begründung zum Bebauungsplan 
 und zu den örtlichen Bauvorschriften vom 10.07.2003/24.07.2003/23.10.2003 
 mit Anlagen: Leitungen vom 10.07.2003/24.07.2003 

                     Abwägung zum Verkehr und zur Erschließung vom 21.9./30.9.2003/23.10.2003 
9. Grünordnungsplan mit Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung vom 18.06.2003/23.10.2003 
 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer den in § 2 genannten örtlichen Bauvorschriften 
zuwiderhandelt. 
 
 

§ 4 
Teilungsgenehmigung 

 
Gemäß § 19 Abs. 1 Baugesetzbuch bedarf die Teilung eines Grundstücks im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes nach § 1 zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung. 
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§ 5 

Außerkraftsetzung 
 
Mit dem Inkrafttreten dieses Bebauungsplans treten die Bebauungspläne „“Öhmdwiesen Ost“, in 
Kraft getreten am 18.07.1964, und „Öhmdwiesen II“, in Kraft getreten am 03.02.1993, einschließlich 
ihrer örtlichen Bauvorschriften im Überlagerungsbereich außer Kraft. 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung über den Bebauungsplan und über die örtlichen Bauvorschriften tritt mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung nach § 10 BauGB in Kraft. 
 
 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.  
 
Konstanz, den       
STADT KONSTANZ - Dezernat III 
 
 
Fouquet 
Bürgermeister 
 
 
 
Bekanntmachung / Inkrafttreten:  

 
 

mrochen
14.11.2003

mrochen
gez. Fouquet

mrochen
18.11.2003



mrochen
14.11.03

mrochen
gez. Fouquet

mrochen
18.11.03



STADT KONSTANZ 
 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
zum Bebauungsplan „ZERGLE I“ 

 
 
 
 
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN § 9 BauGB 
 
 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG §§ 1 – 15 BauNVO 
 
1.1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)  § 4 BauNVO 
 
1.2 MISCHGEBIET (MI) § 5 BauNVO 
  
 Tankstellen und Vergnügungsstätten aller Art sind gem. § 1(5) und (6) BauNVO i.V.m. 

§ 1 (9) BauNVO unzulässig.  
 
1.3 FLÄCHE FÜR DEN GEMEINBEDARF § 9 (1) Nr. 5 BauGB 
 

§ Kindertagesstätte 
§ Bewohnerzentrum 

 
 
2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG § 16 – 20 BauNVO 
 
2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß den Eintragungen im zeichnerischen Teil 

bestimmt durch die Festsetzungen: 
 

§ Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze  § 20 BauNVO 
 

§ Größe der Grundfläche als Höchstgrenze § 19 BauNVO 
Sofern die überbaubare Grundstücksfläche kleiner ist als die max. zulässige Grund-
fläche, gilt das kleinere Maß. 

 

§ max. Höhe der baulichen Anlagen 
- Traufhöhe (TH) § 18 BauNVO 
Die Traufhöhe (Schnittpunkt Außenwand / Unterkante Dachkonstruktion) darf im Mit-
tel über der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche maximal betragen: 
§ im Allgemeinen Wohngebiet (WA 1): 

- Gebäude mit max. II Vollgeschossen (VG) max. 7,0 m 
§ im Allgemeinen Wohngebiet (WA 2 + 3): 

- Gebäude mit max. II Vollgeschossen (VG) max. 6,5 m 
§ im Allgemeinen Wohngebiet (WA 4): 

- Gebäude mit max. II Vollgeschossen (VG) max. 7,0 m 
§ im Allgemeinen Wohngebiet (WA 5+6): 

- Gebäude mit max. II VG ohne Attikageschoss max. 6,5 m 
- Gebäude mit max. II VG und zurückversetztem 
   Attikageschoss   max. 7,60 m 

§ im Allgemeinen Wohngebiet (WA 7): 
- Gebäude mit max. III VG  max. 9,0 m 

§ im Mischgebiet  
- Gebäude mit max. II Vollgeschossen max. 7,0 m 
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 Abweichend von der für das Mischgebiet festgesetzten max. Traufhöhe ist bei 
Gebäuden, die an der Grundstücksgrenze an bestehende Gebäude angebaut 
werden, die Traufhöhe und die Dachneigung des Bestandes aufzunehmen (sie-
he hierzu auch Örtliche Bauvorschriften). 

 
2.2 Attikageschosse dürfen keine Vollgeschosse sein. Sie sind an einer Seite um mindes-

tens 2,0 m, an den übrigen Seiten um mind. 50 cm von den Gebäudeaußenwänden 
(ohne Balkone) zurückzuversetzen. 

 
 
3. BAUWEISE § 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO 
 
 Die Bauweise ist gemäß Planeintrag als offene Bauweise festgesetzt. Es sind gemäß 

Planeintrag Bereiche festgesetzt, in denen nur Einzelhäuser, nur Einzel- oder Doppel-
häuser bzw. nur Hausgruppen zulässig sind. 

 
 
4. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE § 23 BauNVO 
 
4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind gemäß Planeintrag durch die Festsetzung 

von Baugrenzen bestimmt. 
 
4.2 Baugrenzen dürfen von Balkonen, Wintergärten, Erkern o.ä. um max. 2,0 m überschrit-

ten werden, sofern zu der jeweils südlich angrenzenden überbaubaren Grundstücksflä-
che ein Abstand von mind. 15 m eingehalten wird. 

 
 
5. NEBENANLAGEN § 14 BauNVO 
 
5.1 Im Allgemeinen Wohngebiet ist außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche je 

Grundstück max. 1 Nebengebäude mit einer Größe von max. 20 cbm zulässig.  
 Zur Gestaltung der Nebengebäude siehe Örtliche Bauvorschriften. 
 
5.2 Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft sind Nebenanlagen ausgenommen Kinderspielgeräte un-
zulässig. 

 
5.3 Zur Gestaltung von Hausmüllsammelstellen siehe Örtliche Bauvorschriften. 
 
 
6. FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT, DEN HOCHWASSERSCHUTZ 
 UND DIE REGELUNG DES WASSERABFLUSSES §9 (1) Nr. 16 BauGB 
 
 Im Bebauungsplan sind Flächen für die Aufnahme, Retention und Versickerung von 

Oberflächenwasser festgesetzt.  
 
 
7. FLÄCHEN FÜR GEH- UND LEITUNGSRECHTE § 9 (1) Nr. 21 BauGB 
 
7.1 Für die im Planungsgebiet vorhandenen und geplanten Leitungen sind Leitungsrechte 

(LR) zugunsten der jeweiligen Versorgungsträger festgesetzt, soweit sie nicht auf 
öffentlichen Flächen liegen. 

 Die Eigentümer der betroffenen Grundstücke dürfen keine Maßnahmen vornehmen, 
die den Bestand und die Betriebssicherheit der Anlagen gefährden. Der jederzeitige 
Zugang zu den Leitungen und Schächten ist zu gewährleisten. 

 



 3

 Im Bereich der Leitungsrechte sind Gebäude und Nebenanlagen unzulässig, ausge-
nommen Stellplätze. Garagen bzw. Carports sind ausnahmsweise dann zulässig, wenn 
die Bauteile (Gewicht max. 2 t), die sich innerhalb des Leitungsrechts befinden, jeder-
zeit vom Leitungsträger entfernt werden können. 

 HINWEIS: Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. 
 
 HINWEIS: Bei der Gründung von Gebäuden in der Nähe der Leitungen sind diese und 

deren Tiefenlage zu beachten.  
 
7.2 Bei Baumpflanzungen im Umfeld der Leitungsrechte sind gemäß DIN 18920 Wurzel-

schutzmaßnahmen vorzusehen. 
 
7.3 Im Bebauungsplan ist auf Grundstück Flst. Nr. 8362/1 ein Gehrecht (GR) zugunsten 

der Allgemeinheit festgesetzt. Die Fläche ist jederzeit offenzuhalten. 
 
 
8. ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
 SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN § 9 (1) Nr. 25 a BauGB 
 
 Für alle im Bebauungsplan festgesetzten Baumstandorte gilt, dass geringfügige Abwei-

chungen von den eingetragenen Standorten in begründeten Fällen (Zufahrt, Leitungs-
trassen usw.) zugelassen werden. 

 
 Für alle Baumpflanzungen gilt, dass bei Abgang oder bei Fällung eines Baumes als 

Ersatz ein vergleichbarer Laubbaum gemäß den Vorgaben des Grünordnungsplanes 
nachzupflanzen ist. 

 
 
8.1 ANPFLANZUNGEN VON LAUBBÄUMEN  
 

Im Bebauungsplan sind durch Planeintrag Festsetzungen für das Anpflanzen von mit-
tel- bis großkronigen Laubbäumen auf öffentlichen Flächen (Grünzonen, Stellplätze 
und entlang öffentlicher Straßen) getroffen. 
 

Artenwahl: Esche (Fraxinus excelsior), Spitzahorn (Acer platanoides), Birne 
(Pyrus calleryana), Platane (Platanus acerifolia), Tulpenbaum (Li-
riodendron tulipifera), Amberbaum (Liquidamber styraciflua), 
Baumhasel (Corylus colurna) u.ä. 

Größe: Stammumfang mind. 18 cm 
Standort: siehe zeichnerische Festsetzung des Bebauungsplans  
Anpflanzungszeit: spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung 

 
 
8.2 ANPFLANZUNG VON GEHÖLZEN AUF ÖFFENTLICHEN GRÜNFLÄCHEN 
 

Innerhalb der Grünzonen sind im Umfeld von Bachlauf und von Regenwassermulde 
Festsetzungen zur Anpflanzung von Gehölzen getroffen. 
 
Artempfehlung für Bachbereich: 
 Schwarzerle (Alnus glutinosa), Strauchweiden (Salix caprea, mas, 

viminalis etc.), Hainbuche (Carpinus betulus), Wasserschneeball 
(Viburnum lantana), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) u.ä. 

 Die Anpflanzung ist mit Weiden regionaler Herkunft vorzunehmen. 
Zu empfehlen ist der Schnitt von Stecklingen aus dem unmittelba-
ren Umfeld. Ein Herkunftsnachweis ist der Unteren Naturschutz-
behörde vorzulegen. 
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Artempfehlung für übrigen Grünzone: 
 Hasel (Corylus avellana), Kornelkrische (Cornus mas), Liguster 

(Ligustrum vulgare), Feldahorn (Acer campestre), Felsenbirne 
(Amelanchier spec.), Heckenrose (rosa spec.), o.ä. 

Standort: auf den öffentlichen Flächen, entsprechend Planeintrag 
Größe: Sträucher, mind. 60 – 100 cm, Heister 2xv 
Anpflanzungszeit: spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung 
 
 

8.3 ANPFLANZUNGEN VON LAUBBÄUMEN AUF PRIVATEN UND ÖFFENTLICHEN 
STELLPLÄTZEN 

 
 Für private und öffentliche Kfz-Stellplätze werden Festsetzungen zur Anpflanzung von 

mittel- bis großkronigen hochstäömmigen Laubbäumen getroffen. Die Bäume sind (mit 
Ausnahme der Bäume in Platzbereichen mit sickerfähigen Belägen) in mind. 5 m² gro-
ße Pflanzbeete zu setzen. 
Artenwahl: Platane (Platanus acerifolia), Tulpenbaum (Liriodendron tulipife-

ra), Amberbaum (Liquidamber styraciflua), u.ä. 
Größe: Hochstämme, Stammumfang mind. 18 cm 
Standort: pro 3 Stellplätze ein Baum bei bündiger Anordnung, 
 pro 4 Stellplätze ein Baum bei zweibündiger Anordnung.  
Anpflanzungszeit: spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung 
 
 

8.4 ANPFLANZUNGEN VON LAUBBÄUMEN AUF DEN BAUGRUNDSTÜCKEN 
 
 Je Baugrundstück (je Einzelhaus, Doppelhaushälfte, Reihenhausparzelle) ist mind. 1 

mittel- bis großkroniger Einzelbaum zu pflanzen. 
 

Artempfehlung: Baumhasel (Corylus colurna), Obstbäume (Kirsche, Birne, Apfel), 
Judasblattbaum (Cercis siliquastrum), Magnolia (Magnolia kobus) 
o.ä. 

Standort: frei wählbar auf dem Baugrundstück 
Größe: Hochstamm, Stammumfang mind. 12 cm 
Anpflanzungszeit: spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung 
 

 
 
8.5 DACHBEGRÜNUNG 
 
 Flachdächer sind extensiv mit einer mind. 5 cm starken Substratschicht zu begrünen. 
 
 
9. FLÄCHE FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR  
 ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT § 9 (1) Nr. 20 BauGB 
 

Die gesamte von Norden nach Süden das Planungsgebiet durchziehende Grünzone 
wird im Bebauungsplan als Biotopentwicklungsfläche festgesetzt.  
Die vorhandenen vitalen Gehölzbestände sind im Umfeld des Bachlaufs soweit möglich 
zu erhalten, und es sind hier Nachpflanzungen aus heimischen Gehölzen vorzuneh-
men. Die Gehölze sind art- und fachgerecht abschnittweise zu schneiden. 
 
Entlang dem Bachgraben sind standortgerechte Neupflanzungen aus Bäumen, Sträu-
chern und Stauden vorzunehmen und zu unterhalten. Die gehölzfreien Flächen sind mit 
standortgerechter, artenreicher Wiesenmischung anzusäen. 
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II. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN § 9 (6) BauGB 
 UND HINWEISE 
 
1. ZUFÄLLIGE FUNDE 
 

Nach § 20 DSchG (zufällige Funde) ist das Landesdenkmalamt, Archäologische 
Denkmalpflege, Marienstr. 10a, 79098 Freiburg, Tel: 0761/20712-0 unverzüglich zu 
benachrichtigen, falls Bodenfunde bei Erdarbeiten im Baugebiet zutage treten. Es ist 
auch hinzuzuziehen, wenn Bildstöcke, Wegkreuze, alte Grenzsteine o.ä. von den Bau-
maßnahmen betroffen sein sollten. 

 
 
2. ALTLASTEN 
 
 Um einen Überblick und Handlungsanweisungen für den weiteren Umgang mit den auf 

dem Grundstück des ehemaligen Sägewerks Bauer vermuteten Altlasten zu erhalten, 
hat die Stadt Konstanz im Juni 2001 eine erweiterte historische Erhebung und im Au-
gust 2001 eine Detailerkundung in Auftrag gegeben.  

 Die Ergebnisse der Detailerkundung sind in der Begründung zusammengefasst. Aus-
hubmaßnahmen auf dem Grundstück sollten durch ein Ingenieurbüro begleitet werden, 
das die kontaminierten Aushubmassen fachgerecht separiert und entsorgt. 

 
 
3. BAUGRUND 
 
 1970 wurde in Wollmatingen für die Planung eines Abwasserhauptsammlers eine Bau-

grunduntersuchung durchgeführt. Fünf der damals insgesamt neun niedergebrachten 
Bohrungen liegen im Gebiet des Bebauungsplanes Zergle. 

 
 Der Untergrundaufbau stellt sich anhand der Bohrungen wie folgt dar: 
 Die oberste Schicht besteht aus 0,30 m Mutterboden bzw. bis zu 0,60 m Mutterboden 

mit Auffüllung aus kiesigem Material. Im südlichen Bereich (auf dem Flurstück 7513/1) 
wurde eine Auffüllung mit Bauschutt von ca. 1,50 m Stärke angetroffen. 

 Die darunter liegenden Schichten bestehen bis zur Aufschlusstiefe von ca. 7,00 m ü-
berwiegend aus sandigem, kiesigem Schluff, der im nördlichen Bereich von Kiesschich-
ten und im südlichen Bereich von Tonschichten unterschiedlicher Mächtigkeit durch-
setzt bzw. überlagert wird. 

 
 Insgesamt ist der vorgefundene Schichtaufbau von Bohrung zu Bohrung sehr unter-

schiedlich und lässt keine Gesamtbeurteilung des Baugrundes zu. 
 
 Das Baugrundgutachten kann bei den EBK eingesehen werden. 
 
 Eine objektbezogene ingenieurgeologische Baugrunderkundung und Beratung wird 

empfohlen. 
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III  ZUORDNUNG VON AUSGLEICHSMASSNAHMEN 

gem. § 9 (1a)  BauGB 
 

 
Den Grundstücken, auf denen Eingriffe zu erwarten sind (siehe Anlage „Eingriffs-
grundstücke“), wird eine Sammelausgleichsmaßnahme innerhalb und außerhalb des 
Bebauungsplangebietes im Sinne des § 9 (1a) BauGB zugeordnet. Die zugeordneten 
Maßnahmen werden im Grünordnungsplan und in der Begründung zum Bebauungsplan 
näher beschrieben. Zugeordnet  werden als Sammel-Ausgleichsfläche folgende Berei-
che: 

 
 ?  innerhalb des Bebauungsplangebietes 
  Biotopentwicklungsfläche Nord-Süd Grünzug 

 
?   außerhalb des Bebauungsplangebiets  

   Biotopentwicklungsfläche S 3 gemäß  FNP   
   (Flurstücke am Mühlebach) 

 (Abgrenzung und Maßnahmen siehe Anlage „Ausgleichsmaßnahme außerhalb des Planungs-
gebietes“) 

 
 
Konstanz, den 10.07.2003/24.07.2003/23.10.2003 
 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.  
 
Konstanz, den       
STADT KONSTANZ - Dezernat III 
 
 
Fouquet 
Bürgermeister 
 
 
Bekanntmachung / Inkrafttreten:  

mrochen
14.11.2003

mrochen
gez. Fouquet

mrochen
18.11.2003



STADT KONSTANZ 
 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
zum Bebauungsplan „ZERGLE I“ 

 
 
 
1. ÄUSSERE GESTALTUNG DER BAULICHEN ANLAGEN § 74 (1) Nr. 1 LBO 
 
1.1 GESAMTGESTALTUNG VON DOPPELHÄUSERN UND HAUSGRUPPEN 
 
 Doppelhäuser und Hausgruppen sind hinsichtlich Fassadenmaterialien, Dachneigung 

und Dachdeckung jeweils einheitlich zu gestalten. Die Fassaden, die Traufen und die 
Firste müssen jeweils in einer Flucht liegen. Balkone und Balkongeländer sind jeweils 
einheitlich auszubilden. 

 
 
1.2 WANDOBERFLÄCHE 

 
Für die Gestaltung der Wandoberfläche der Wohngebäude und Garagen sind nur die 
nachfolgend aufgeführten Materialien zulässig: 
 
- verputzte Oberflächen 
- Holzschalungen. 

 
 
1.3 DÄCHER: 
 

Dachform: Gemäß Planeintrag sind zulässig.  
 Satteldächer: im gesamten Planungsgebiet 
 Zeltdächer: auf den im Plan festgesetzten Gebäuden 
 Flachdächer: nur im WA 7, wenn das oberste Geschoss ein Attika-

geschoss ist (siehe hierzu auch planungsrechtliche Festsetzun-
gen). 

 
 Dachneigung: gemäß Planeintrag. 
 Im Mischgebiet an der Radolfzeller Straße muss bei Erhalt des 

Gebäudes auf Grundstück Flst. Nr. 8370/1 ein daran angebautes 
Gebäude die Dachneigung, Traufe und Gebäudeflucht (an der Ra-
dolfzeller Straße) aufnehmen. 

 
Dachdeckung: Satteldächer: nur Dachziegel oder Dachpfannen in den Farben rot 

bis rotbraun. 
 Flachdächer: extensive Dachbegrünung. 

 Die Dachdeckung der Satteldächer (Material und Farbe) von Dop-
pelhäusern und Hausgruppen, die jeweils eine Einheit bilden, sind 
einheitlich zu gestalten. 

 Verzinkte Dachdeckungen sind unzulässig. 
 

Dachgaupen: sind zulässig ab einer Dachneigung von 25°. 
 Sie müssen senkrecht gemessen mind. 0,6 m vom First und mind. 

2,0 m vom Giebel (ohne Dachvorsprung) entfernt sein. Ihre Ge-
samtlänge darf max. ½ der Gebäudelänge betragen. 
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Dacheinschnitte: (sog. Negativgaupen) müssen senkrecht gemessen mind. 1,0 m 
vom First und mind. 2,0 m vom Giebel (ohne Dachvorsprung) ent-
fernt sein. Ihre Länge darf in beiden Richtungen (waagerecht und 
parallel zur Dachneigung gemessen) max. ½ der Gebäudelänge 
betragen. 

 
Dachaufbauten: (Querhäuser o.ä.) sind bis zu einer Gesamtbreite von max. ½ der 

Gebäudelänge zulässig. 
 
Dachgaupen, Dachaufbauten und Einschnitte  
 dürfen nicht gemeinsam auf einer Dachfläche angeordnet werden. 

Dabei sind die Doppelhäuser und Hausgruppen jeweils als eine 
Einheit zu betrachten. 

 
 

1.4 GARAGEN UND CARPORTS 
 
 Garagen und Carports sind in gleichem Architekturstil wie die Hauptgebäude zu gestal-

ten. 
 Dachform, Dachneigung und Dachdeckung sind an das Hauptgebäude anzupassen. 
 Flachdachgaragen sind nur ausnahmsweise zulässig, wenn dies der Gesamtgebäude-

gestaltung des Hauptgebäudes entspricht. 
 
 Sofern mehrere Garagen/Carports zusammengebaut werden, sind sie in einer Flucht 

anzuordnen und mit einheitlicher Traufhöhe, Dachneigung, Dachdeckung und Fassa-
dengestaltung auszubilden. 

 
 
2. GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN § 74 (1) Nr. 3 LBO 
 
2.1 Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke sind mit Ausnahme der Stellplätze, 

Zufahrten und Zugänge als Grünflächen anzulegen und mit Gehölzen und Stauden zu 
bepflanzen. 

 
2.2 Für Stellplätze, Zufahrten und Zuwege, Gehwege und Garagenvorplätze sind aus-

schließlich wasserdurchlässige Beläge zulässig (Rasenpflaster, wassergebundene De-
cke, wasserdurchlässiges Pflaster etc.). 

 
2.3 Terrassen sind außerhalb der überbaubaren bis zu einer Größe von max. 16 m² je 

Grundstück zulässig. 
 
2.4 Der Einbau von Zisternen wird empfohlen. 
 
 
3. VERSICKERUNG VON OBERFLÄCHENWASSER § 74 (3) Nr. 2 LBO 
 
 Anfallendes Oberflächenwasser ist auf den Baugrundstücken zu versickern bzw. an die 

Leitungen zu den Versickerungsmulden anzuschließen. 
 Bei der Speicherung des auf den Dachflächen anfallenden Oberflächenwassers in Zis-

ternen ist der Überlauf an die Leitungen anzuschließen. 
 
 
4. EINFRIEDIGUNGEN § 74 (1) Nr. 3 LBO 
 
4.1 Einfriedigungen (Zäune und Hecken) sind bis zu einer Höhe von 0,8 m zulässig. 
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 Einfriedigungen sind 50 cm hinter die öffentliche Verkehrsfläche zurückzuversetzen. 
Die Zwischenfläche ist zu begrünen und zu pflegen. 

 
4.2 Zäune sind einfach und zurückhaltend und entsprechend der örtlichen Situation einheit-

lich auszubilden. Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig. 
 
 
5. NIEDERSPANNUNGSLEITUNGEN § 74 (1) Nr. 5 LBO 
 
 Niederspannungsleitungen sind zu verkabeln. 
 
 
6. ERHÖHUNG DER STELLPLATZVERPFLICHTUNG § 74 (2) Nr. 2 LBO 
 
 Stellplätze sind in folgender Anzahl auf den Baugrundstücken herzustellen: 

- 1,5 Stellplätze je Wohneinheit. 
 
 
7. KENNTNISGABE VERFAHRENSFREIER VORHABEN 
 
 Abweichend von § 50 LBO sind gem. § 74 (1) Nr. 7 LBO folgende Vorhaben nicht ver-

fahrensfrei und sind der Baurechtsbehörde zur Kenntnis vorzulegen: 
 

§ 50 (1) Nr. 1 Gebäude ohne Aufenthaltsräume, Toiletten oder Feuerstätten, wenn 
die Gebäude weder Verkaufs- noch Ausstellungszwecken dienen, 
bis 40 cbm 

§ 50 (1) Nr. 3 Gewächshäuser bis zu 4 m Höhe 
§ 50 (1) Nr. 45 Einfriedigungen 
§ 50 (1) Nr. 65 Stellplätze bis 50 qm Nutzfläche je Grundstück im Innenbereich 
 
 

 
 
Konstanz, den 10.07.2003/24.07.2003 
 
 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.  
 
Konstanz, den       
STADT KONSTANZ - Dezernat III 
 
 
Fouquet 
Bürgermeister 
 
 
 
Bekanntmachung / Inkrafttreten:  

mrochen
14.11.2003

mrochen
gez. Fouquet

mrochen
18.11.2003
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I. ZIEL DER BEBAUUNGSPLANAUFSTELLUNG 
 
 Für das Gebiet „ZERGLE I“ wird zur Bereitstellung von Wohnbauland ein Bebau-

ungsplan aufgestellt. Der Bebauungsplan wird aus dem Rahmenkonzept „ZERGLE“ 
entwickelt, mit dem die frühzeitige Bürgerbeteiligung durchgeführt wurde. 

 
 
II. RAHMENKONZEPT ZERGLE 
 
 Bei dem Gebiet Zergle handelt es sich um eine ca. 6,5 ha große, überwiegende 

Grün- und Brachfläche, die, nachdem das Sägewerk Bauer geschlossen wurde und 
die Gärtnerei an der Riedstraße aufgegeben werden soll, einer Wohnbebauung zuge-
führt wird. Mit der Entwicklung dieses Gebietes wird die Bebauung der größten noch 
vorhandenen zentrumsnahen Freifläche von Wollmatingen vorbereitet. 

 Das Gebiet des Rahmenkonzeptes befindet sich in unmittelbarem südlichen An-
schluss an den Ortskern von Wollmatingen zwischen der Bebauung entlang der Ra-
dolfzeller Straße im Norden, dem Baugebiet Gerstäcker-Lindenbühl im Westen, den 
Baugebieten Öhmdwiesen und Öhmdwiesen II im Süden und der Riedstraße im Os-
ten. 

 
Im Rahmenkonzept werden in erster Linie die Anbindung an die äußere Erschlie-
ßung, die innere Erschließung, die Grün- und Freiflächen innerhalb des Gebietes so-
wie die Vernetzung mit den angrenzenden Grünräumen, die Lage der erforderlichen 
infrastrukturellen Einrichtungen und die Baufelder definiert, um Probleme bei der spä-
teren Entwicklung von Teilbebauungsplänen auszuschließen. 
Es sollen eine angemessene Verdichtung erreicht und sinnvolle Übergänge zur vor-
handenen Bebauung geschaffen werden; die zu planende Bebauung muss einerseits 
betreffend Typologie und Höhe auf die Umgebung reagieren, andererseits ist eine 
Fortführung der Baustruktur wie z.B. in Öhmdwiesen II nicht erwünscht. Im Mittel-
punkt soll der verdichtete Einfamilienhausbau stehen. 
Es werden großzügige, zusammenhängende Grün- und Freiflächen entwickelt, die 
neben ihrer ökologischen Funktion als multifunktionale Räume für Spielen und Frei-
zeitgestaltung den zukünftigen Bewohnern zur Verfügung stehen in sinnvoller Zuord-
nung zu den erforderlichen infrastrukturellen Einrichtungen. 
 
Die Bebauung und Erschließung wird so angeordnet, dass die Realisierung in mehre-
ren, jeweils in sich geschlossenen Abschnitten erfolgen kann. Das Grundgerüst muss 
so flexibel sein, dass Gestaltungsspielräume bei der Verwirklichung der einzelnen 
Abschnitte offen bleiben. 
 
Die Erschließung des Gebietes ist nur über einen längeren Zeitraum möglich in Ab-
hängigkeit von der Realisierung der Verbindungsstraße Wollmatinger Straße / Ober-
lohnstraße und der Westtangente. Bis dahin können über den Mühlenweg noch ca. 
40 Wohneinheiten erschlossen werden, für die auf dem Grundstück des ehemaligen 
Sägewerks Bauer ein erster Bauabschnitt gebildet werden soll.  

 
 
II.1 STÄDTEBAULICHES KONZEPT 
 

Nach dem Planungsprogramm steht der verdichtete Einfamilienhausbau im Mittel-
punkt. Ein qualitätvolles und nutzerfreundliches Wohnumfeld soll durch ein die Be-
bauung gliederndes anspruchsvolles Grün- und Freiflächenkonzept sichergestellt 
werden. 
Es sollen unterschiedliche Bau- und Eigentumsformen sowie verschiedener Woh-
nungstypen und –größen gemischt werden, Geschosswohnungsbau soll nur in 
zurückhaltendem Umfang in Übergangsbereichen in kleinen Einheiten (wie Urisberg 
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rückhaltendem Umfang in Übergangsbereichen in kleinen Einheiten (wie Urisberg I) 
vorgesehen werden. 
Nahezu alle Gebäude sind nach Süd-Südwest ausgerichtet, um ohne Probleme z.B. 
Solaranlagen, Niedrigenergiehäuser oder Passivhäuser errichten zu können. 

 
 Das städtebauliche Konzept wird getragen von ausgeprägten grünen Achsen in nord-

südlicher und in ostwestlicher Richtung, die sich in der Gebietsmitte kreuzen. In den 
grünen Achsen liegt ein vom Fahrverkehr weitgehend unabhängiges Fußwegenetz, 
das von allen Seiten auf kurzem Wege erreichbar ist und alle wichtigen infrastruktu-
rellen Einrichtungen verbindet. 

 Durch die grünen Achsen und an den äußeren Rändern angeordnete Erschließungs-
straßen entstehen unterschiedlich große Baufelder, die flexibel ausgestaltet werden 
können. Die in den verschiedenen Feldern im Rahmenkonzept vorgestellten Gebäu-
detypen sind im Rahmen des entwickelten Rasters austauschbar. Ebenso variabel 
sind die Möglichkeiten der Feinerschließung innerhalb der einzelnen Baufelder, ab-
hängig insbesondere von der Art der Unterbringung des ruhenden Verkehrs. 

 
 
II.2 ERSCHLIESSUNG 
 
II.2.1 STRASSEN 
 

Die Baufelder westlich der Nord-Süd verlaufenden Grünachse werden über den Müh-
lenweg erschlossen. Da die Einmündung des Mühlenweges in die Radolfzeller Stra-
ße sehr beengt ist, wird eine zweite Anbindung geschaffen, die auf der Höhe des 
Dorfbachweges nach Osten abzweigt und über das Grundstück Flst. Nr. 8370 an ei-
nem relativ übersichtlichen Punkt an die Radolfzeller Straße angebunden ist. Diese 
Straße muss im Bereich der Querung der grünen Achse so gestaltet werden, dass er 
für die querenden Radfahrer und Fußgänger keinen Gefahrenpunkt darstellt. 
 
Über diese neue Anbindung an die Radolfzeller Straße werden auch die Baufelder im  
mittleren Teil des Gebietes durch einen ergänzenden, nach Süden abzweigenden 
Stichweg erschlossen, der auf der Höhe des Zergleweges am Ende der Ost-West 
verlaufenden Grünachse in einen kleinen Platz mündet. An diesen Platz wird auch 
der Zergleweg angeschlossen, so dass die Einmündung des Zergleweges in die 
Riedstraße zur Entschärfung des gefährlichen Knotenpunktes für den Fahrverkehr 
aufgehoben werden kann. Für Fußgänger und Radfahrer kann sie in verminderter 
Breite erhalten bleiben.  
 
Zur Erschließung des Gärtnereigeländes wird eine neue, vom Knotenpunkt Radolfzel-
ler Straße abgelöste Anbindung an die Riedstraße durch Verlängerung des in Ost-
West-Richtung verlaufenden Teilstücks der Brandenburger Straße geschaffen. Die 
neue Anbindung an die Riedstraße kann einen Beitrag leisten zur Entspannung der 
weiter südlich vorhandenen, zum Teil überlasteten Anschlusspunkte. Auf eine Ver-
knüpfung zur Radolfzeller Straße wird verzichtet, um ungewollte Durchgangsverkehre 
von vornherein auszuschließen. 
 
Für die Erschließung der einzelnen Baufelder ist ein untergeordnetes Feinerschlie-
ßungsnetz erforderlich, das je nach Gebäudetypen und der Art der Unterbringung der 
Stellplätze auszugestalten ist. 
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II.2.2 FUSS- UND RADWEGE 
 
 Das Rahmenkonzept sieht ein vielfältiges Fuß- und Radwegenetz vor. Neben dem 

weitgehend unabhängigen Wegenetz innerhalb der grünen Achsen sind weitere Ver-
bindungen aufgenommen: 
§ zwischen dem Ende des Mühlenweges und der Mannheimer Straße (bestehender 

Weg), 
§ zwischen dem Ende des Mühlenweges und der Grünachse nördlich der Kinderta-

gesstätte 
§ zwischen Zergleweg und Brandenburger Straße (bestehender Weg), 
§ Das Feinerschließungsnetz innerhalb der einzelnen Baufelder wird an die grünen 

Achsen mit Fußwegen angeschlossen. 
 

 
II.2.3 PARKPLATZ RÖSSLE UND EDEKA 
 

Zur Zeit befindet sich ein vom Mühlenweg aus erschlossener Parkplatz für das Gast-
haus Rössle und den Edekamarkt südlich dieser Gebäude. Der Zuschnitt und die Zu-
fahrt des Parkplatzes sind durch die derzeitigen Grundstücksverhältnisse als ungüns-
tig zu bezeichnen. Im Rahmen eines Umlegungsverfahrens könnte der Zuschnitt ver-
bessert werden. Ein entsprechender Vorschlag ist in das Rahmenkonzept aufge-
nommen. Der Parkplatz könnte zusätzlich über die südlich angeordnete Stichstraße 
gefahrlos erschlossen und gleichzeitig auf ca. 55 Stellplätze vergrößert werden. Dies 
erscheint sinnvoll, da er sich in relativ zentraler Lage befindet und er – wie bereits 
heute - mehrfach genutzt werden kann.  

 
 
II.2.4 LEITUNGEN 
 
 Im Gebiet des Rahmenkonzeptes befinden sich eine Vielzahl von Leitungen, zum Teil 

sind sie nicht bzw. nur mit einem nicht zu vertretenden Aufwand zu verlegen.  
 
 ABWASSER 

Der große Abwassersammler, der das Gebiet von Norden nach Süden durchzieht 
sowie der vom Mühlenweg kommende, der auf Höhe des Zergleweges in die Nord-
Süd verlaufende Leitung einmündet, können nicht verlegt werden und sind bei der 
Planung zu berücksichtigen. 

 
 WASSERVERSORGUNG 
 Die Wasserleitung, die sich im Zergleweg befindet, kann nach den vorliegenden Pla-

nungsüberlegungen erhalten bleiben. 
 
GAS 
Die neben der Wasserleitung liegende Gasleitung, die das Wohngebäude Zergleweg 
6 in der Mitte des Gebietes versorgt, kann ebenfalls erhalten bleiben. 

 
 STROM 

Im südlichen Teil des Sägereigrundstückes quert eine Kabeltrasse in Ost-West-
Richtung das Gebiet. Diese Leitung kann ebenfalls erhalten bleiben.  
Die Versorgung des Wohngebäudes Zergleweg 6 muss verlegt werden. Dies kann im 
Zusammenhang mit der Versorgung der neu geplanten Gebäude erfolgen. 
Eine Übersicht über die im Gebiet vorhandenen Ver- und Entsorgungsleitungen ist 
der Begründung als Anlage beigefügt. 
 
Die für die Versorgung des Gebietes erforderliche Trafostation am Mühlenweg wird 
nach Süden unmittelbar neben den Wendehammer verlagert. 
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II.3 INFRASTRUKTUREINRICHTUNGEN  
  

Im Bereich des Rahmenkonzeptes ist ein Bewohnerzentrum in Kombination mit Kin-
dertagesstätte und Kindertreff, evtl. Raum für kulturelle Zwecke bzw. Mehrfachnut-
zungen vorzusehen. Da diese Einrichtungen einen erheblichen Flächenbedarf haben 
– insbesondere durch die Vorgabe, dass sie an die zusammenhängenden Grünstruk-
turen angelagert werden sollen, um diese als erweiterte Freifläche mitnutzen zu kön-
nen –, hängt das Rahmenkonzept und der städtebauliche Entwurf wesentlich von de-
ren Standort ab. 

 Da die Einrichtungen für den gesamten Bereich Öhmdwiesen bereitgestellt werden 
sollen und für das Bewohnerzentrum Haushaltsmittel in die mittelfristige Finanzpla-
nung ab dem Jahr 2005 aufgenommen worden sind, ist es sinnvoll, einen Standort 
innerhalb eines ersten Bauabschnittes vorzusehen, also im Bereich Mühlenweg. Au-
ßerdem erscheinen insbesondere die Standorte im Bereich der jetzigen Gärtnerei 
Degen oder in unmittelbarem Anschluss an die bestehende Bebauung an der Radolf-
zeller Straße aufgrund ihrer Randlage nicht sinnvoll. 
Es wurden vorrangig drei Standorte am Mühlenweg untersucht: 
 

§ Lage unmittelbar angrenzend an Öhmdwiesen II und die Bebauung an der 
Brandenburger Straße ganz im Süden der Sägerei Bauer, 

§ Lage unmittelbar angrenzend an das Gasthaus Rössle ganz im Norden des Berei-
ches, 

§ Lage in der Mitte des Bereiches an der grünen Achse. 
 
Nach Abwägung der Vor- und Nachteile wurde dem erstgenannten Standort ganz im 
Süden des Bereiches aus nachfolgenden Gründen der Vorzug gegeben und in die 
weitere Planung aufgenommen: 
 

§ Bewohnerzentrum und Kindertagesstätte bilden den Verknüpfungspunkt für alle 
Bereiche der Öhmdwiesen. 

§ Sie sind von allen Seiten über Fußwege erschlossen. 
§ Die Fahrerschließung ist sowohl von Norden über den Mühlenweg als auch von 

Süden über die Mannheimer Straße aus möglich, ohne dass eine Verknüpfung 
der Straßen erforderlich wird. 

§ Die neuen Baufelder werden vom „Ortskern“ aus entwickelt, und nicht als Erweite-
rung von „Öhmdwiesen II“. 

§ Die Fläche befindet sich insgesamt in städtischem Eigentum; sie wurde nicht zu 
Wohnbaulandpreisen erworben. 

 
Zur Zeit befindet sich ein Jugendtreff im Gebäude der Sägerei Bauer, dieser soll wei-
ter genutzt werden können, bis ein neuer Jugendtreff im Berchengebiet realisiert ist. 

 
 
II.4 GRÜN- UND FREIFLÄCHEN, SPORT- UND SPIELFLÄCHEN 

 
Mit den geplanten grünen Achsen wird ein gebietsinternes Grün- und Freiflächenkon-
zept entwickelt, das den zukünftigen Bewohnern für Freizeit- und Sportaktivitäten zur 
Verfügung steht, die Bebauung angemessen gliedert und mit den umliegenden Grün-
strukturen vernetzt ist. 
Die Achsen (öffentliche Grünflächen) sind in Teilen so breit, dass in ihnen Spielplät-
ze, Spielwiesen und sonstige Aufenthaltsbereiche gestaltet werden können. Einzelne 
Bereiche sollen platzartig angelegt und z.B. mit wassergebundenen Decken versehen 
werden, andere Bereiche als offene Wiesen, wieder andere mit dichten Baumdä-
chern. 
Eine besondere Bedeutung erhält die Grünachse im Umfeld der Kindertagesstätte 
und des Bewohnerzentrums. 
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Im südlichen Übergangsbereich zu Ohmdwiesen II ist ein offenes Spielfeld angeord-
net, ein normgerechter Bolzplatz soll wegen der auf allen Seiten angrenzenden 
Wohnbebauung nicht vorgesehen werden. 
 
Als belebendes Element soll in die zentralen Grünflächen mindestens ab der Ach-
senmitte nach Süden ein Bachlauf integriert werden. In diesen Bach sollen auch die 
anfallenden Oberflächenwässer geführt werden. Der Bachlauf mündet in den im Be-
reich Öhmdwiesen II vorhandenen Graben. 

 
 
II.5 BEBAUUNG 
 

Die vorhandene, umgebende Bebauung ist sehr heterogen, von aufgelockerten Ein-
familienhäusern im Westen und Nordosten, kleineren eingestreuten Mehrfamilien-
häusern, langen 4-geschossigen Zeilenbauten und 9- bis 10-geschossigen Hochhäu-
sern an der Brandenburger Straße bis zu 5-geschossigem großvolumigem Woh-
nungsbau in Öhmdwiesen II. 
 
Um dem Grundsatz, mit Grund und Boden sparsam umzugehen, gerecht zu werden 
und aufgrund der umfangreichen Grünflächen und Flächen für infrastrukturelle Ein-
richtungen, soll in den neuen Baufeldern eine möglichst hohe Dichte angestrebt wer-
den.  
Ausgehend vom Ortskern soll dies jedoch vorrangig in Form von verdichteter Einfami-
lienhausbebauung erfolgen, Geschosswohnungsbau ist nur in den Übergangsberei-
chen und auch dort nur in kleineren Einheiten vorgesehen. 

 
 
II.5.1 BEBAUUNG MÜHLENWEG 
 

In den vom Mühlenweg aus erschlossenen Baufeldern wird eine verdichtete Einfami-
lienhausbebauung überwiegend in Form von Doppelhäusern und Reihenhausgrup-
pen sowie wenigen Einzelhäusern vorgeschlagen. Die Abstände zwischen den Ge-
bäuden sind grundsätzlich so bemessen, dass eine zweigeschossige Bebauung zu-
züglich zurückversetztem Attikageschoss oder Dachgeschoss optimal besonnt wird. 
 
Zur Feinerschließung des südlichen Baufeldes wird eine Ringstraße ergänzt. 
 
 

II.5.2 BEBAUUNG MITTLERER BEREICH 
 
Im mittleren Bereich wird in unmittelbarem südlichen Anschluss auf die vorhandene, 
zum Teil recht kleinteilige Bebauung mit Doppelhäusern und Einfamilienhäusern rea-
giert. Südlich der Ost-West verlaufenden Erschließungsstraße werden überwiegend 
Reihenhäuser vorgeschlagen, um eine angemessene Dichte zu erreichen. Hier muss 
sowohl auf die intensive Bebauung im Süden an der Brandenburger Straße reagiert 
werden, gleichzeitig müssen aber die kleineren Gebäude im Osten berücksichtigt 
werden.  

 
 
II.5.3 BEBAUUNG GÄRTNEREI 
 
 Für den Bereich der Gärtnerei wird eine Mischung von Reihenhäusern, Stadthäusern 

und Mehrfamilienhäusern vorgeschlagen.  
 Entlang der Riedstraße soll durch eine im Mittel III-geschossige Randbebauung mit 

kleineren Mehrfamilienhäusern eine neue Raumkante geschaffen werden. An der 
Brandenburger Straße wird die von Süden kommende Bauflucht aufgenommen und 
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eine Reihe von III-geschossigen Stadthäusern vorgeschlagen. Auf den inneren Flä-
chen werden vier Reihenhausgruppen angeordnet. 

 
 
III. FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 
 
 Nach den Ausführungen im FNP ist in Konstanz von einem umgangreichen Wohn-

raumbedarf auszugehen. Der FNP verweist auf die Grundsätze des Regionalplans 
nach dem die Siedlungsentwicklung auf die Siedlungsbereiche zu konzentrieren ist, 
die auf die bestehenden und geplanten Einrichtungen des öffentlichen Personennah-
verkehrs und der Infrastruktur ausgerichtet sind. Nach diesen Anforderungen und un-
ter Berücksichtigung des Ergebnisses der landschafts-ökologischen Bewertung wur-
de das Gebiet Zergle als geplante Wohnbaufläche in den FNP aufgenommen. 

 Die Fläche entlang dem Mühlenweg (Grundstücke der Sägerei) und die Gärtnerei im 
Osten an der Riedstraße sind im FNP als Wohnbauflächen dargestellt. 

 
 
IV. GRUNDERWERBSMODELL 
 
 Nach dem Grunderwerbsmodell stellt die Stadt Konstanz dann Bebauungspläne auf, 

wenn sich 60 % der Fläche im Eigentum der Stadt befindet. Zwischenzeitlich konnte 
die Stadt das Grundstück der aufgegebenen Sägerei Bauer erwerben. Damit und mit 
den wenigen anderen städtischen Grundstücken sind bezogen auf das Gesamtgebiet 
„Zergle“ 48 % der Fläche in städtischem Eigentum.  

 Bezogen auf das vorliegende Bebauungsplangebiet „ZERGLE I“ befinden sich ca.  
64 % der Fläche im Eigentum der Stadt (Stand: öffentliche Auslegung). 

 
 
V. LAGE UND GRÖSSE DES BEBAUUNGSPLANGEBIETES „ZERGLE I“ 
 
 Das Gebiet „ZERGLE I“ umfasst die Grundstücke des ehemaligen Sägewerks Bauer 

sowie die nördlich daran angrenzenden Flächen bis zur Radolfzeller Straße. Eben-
falls einbezogen ist die für die zweite Anbindung an die Radolfzeller Straße erforderli-
che Erschließungsstraße mit der nördlich von dieser angeordneten Bebauung.  
Im Westen ist das Gebiet begrenzt vom Mühlenweg und dem Baugebiet Gerstäcker-
Lindenbühl, im Süden von der Mannheimer Straße und dem das Baugebiet Öhmd-
wiesen II im Norden abschließenden Fußweg, im Südosten vom Baugebiet Öhmd-
wiesen. Die Abgrenzung ist im einzelnen dem Lageplan zu entnehmen. 

 
 Das Planungsgebiet umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 4,04 ha. 
 
V.1 BAUGRUND 
 
 1970 wurde in Wollmatingen für die Planung eines Abwasserhauptsammlers eine 

Baugrunduntersuchung durchgeführt. Fünf der damals insgesamt neun niederge-
brachten Bohrungen liegen im Gebiet des Bebauungsplanes Zergle. 

 
 Der Untergrundaufbau stellt sich anhand der Bohrungen wie folgt dar: 
 Die oberste Schicht besteht aus 0,30 m Mutterboden bzw. bis zu 0,60 m Mutterboden 

mit Auffüllung aus kiesigem Material. Im südlichen Bereich (auf dem Flurstück 
7513/1) wurde eine Auffüllung mit Bauschutt von ca. 1,50 m Stärke angetroffen. 

 Die darunter liegenden Schichten bestehen bis zur Aufschlusstiefe von ca. 7,00 m 
überwiegend aus sandigem, kiesigem Schluff, der im nördlichen Bereich von Kies-
schichten und im südlichen Bereich von Tonschichten unterschiedlicher Mächtigkeit 
durchsetzt bzw. überlagert wird. 
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 Insgesamt ist der vorgefundene Schichtaufbau von Bohrung zu Bohrung sehr unter-
schiedlich und lässt keine Gesamtbeurteilung des Baugrundes zu. 

 
 Das Baugrundgutachten kann bei den EBK eingesehen werden. 
 
 
VI. ANGRENZENDE BEBAUUNGSPLÄNE 
 
 Das Planungsgebiet ist von rechtskräftigen Bebauungsplänen umgeben: 
 

im Nordosten: 
§ Bebauungsplan „Überlängerbohl“, in Kraft getreten am 28.06.1988 

 
im Süden: 
§ Bebauungsplan „Öhmdwiesen Ost“, in Kraft getreten am 18.07.1964 
§ Bebauungsplan „Öhmdwiesen II“, in Kraft getreten am 03.02.1993 
 
im Westen 
§ Bebauungsplan „Gerstäcker II, Abschnitt C Eichbühlstraße“, in Kraft getreten am 

19.01.2000. 
 
 
VII. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 
 
VII.1 ERSCHLIESSUNG 
 
VII.1.1 STRASSEN 
 

Das Planungsgebiet wird über den Mühlenweg und eine neue, nach Osten auf der 
Höhe des Dorfbachweges abzweigende Anbindung an die Radolfzeller Straße er-
schlossen.  
Der Mühlenweg bleibt im wesentlichen in seinem jetzigen Ausbaustandard erhalten 
mit einer Breite von 5,5 m. Im nördlichen Teilstück bis zum Dorfbachweg hat er auf-
grund der zur Verfügung stehenden Grundstücksbreite nur einen einseitigen Geh-
weg, ab dem Dorfbachweg nach Süden werden beidseits 2,0 m breite Gehwege – 
soweit noch nicht vorhanden – ergänzt. 
Die abzweigende Straße zur Radolfzeller Straße ist mit einer Breite von 5,5 m und ei-
nem einseitigen, 1,5 m breiten Gehweg geplant. Diese Erschließung ist u.a. auch 
dringend in der Bauphase erforderlich, damit nicht sämtliche Fahrzeuge nur über den 
Anschluss Mühlenweg – Radolfzeller Straße an- und abfahren können. 
Die davon südlich liegenden Baufelder werden mit kleinen Ringstraßen erschlossen. 
Das nördlich liegende Baufeld wird mit einer kurzen Stichstraße, die südlich des 
Parkplatzes für den Lebensmittelmarkt und das Gasthaus Rössle angelegt wird, an-
gebunden. Von diesem Stichweg aus kann auch eine zusätzliche Zufahrt auf den 
Parkplatz geführt werden. Da die Bebauung dieses Baufeldes aufgrund der Vorbelas-
tung durch vorhandene Leitungen bereits eingeschränkt ist und trotzdem befriedigen-
de Wohnverhältnisse geschaffen werden sollen, ist eine alternative Erschließung 
durch eine Stichstraße von Süden nicht berücksichtigt worden. 
 

 
VII.1.2 FUSS- UND RADWEGE 
 
 Innerhalb der grünen Achsen werden vom Fahrverkehr unabhängige Fuß- und Rad-

wege angelegt. Der nach Norden verlaufende Fuß- und Radweg führt über das 
Grundstück Flst. Nr. 8362/1 zur Radolfzeller Straße, und ist insbesondere für den 
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Weg zur Schule von Bedeutung. Er wird für den Fuß- und Radweg mit einem 2,0 m 
breiten Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit gesichert.  

 Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden Bedenken gegen das festgesetzte 
Gehrecht vorgetragen. Es wird deshalb nochmals betont, dass das Gehrecht nicht 
mitten über den Parkplatz (Edeka-Markt) verläuft, sondern östlich des Edeka-Marktes 
entlang der östlichen Grundstücksgrenze. Dieses Gehrecht ist eine Fortsetzung des 
in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Hauptfußweges durch die in gleicher Richtung 
verlaufende Grünzone. Er ist aus städtebaulichen Gründen dringend erforderlich ins-
besondere als sichere Fußwegverbindung zu Schule und Kindergarten. 

 Ein weiterer Fußweg wird nördlich der geplanten Kindertagesstätte vom Mühlenweg 
zur Grünachse geführt. Der vorhandene Fußwege vom Ende des Mühlenweges zur 
Mannheimer Straße wird in die Planung aufgenommen. 

 
 
VII.1.3 PARKIERUNG UND STELLPLÄTZE 
 
 Die geplanten Straßenbreiten von mindestens 5,0 m lassen das Parken auf öffentli-

chen Verkehrsflächen zu, mit Ausnahme eines schmalen Ringweges. Zusätzlich wer-
den öffentliche Stellplätze an zwei Stellen am Mühlenweg (insgesamt 12 Stellplätze) 
aufgenommen. 

 
 Die für die Wohnbebauung erforderlichen Stellplätze sind auf den Baugrundstücken 

nachzuweisen. Im Bebauungsplan sind die Garagenstandorte nicht im einzelnen fest-
gesetzt. Alternativ können sie als eigenständige Gebäude, als Anbauten, in die 
Wohngebäude integriert oder als Tiefgaragen errichtet werden. Die Lage der Stell-
plätze ist ebenfalls nicht festgesetzt. Aus Gründen des Bodenschutzes sind Stellplät-
ze wie auch Garagenzufahrten in wasserdurchlässigem Material herzustellen 

 
 Da erfahrungsgemäß im Mittel mehrere Fahrzeuge je Haushalt vorhanden sind, wer-

den je Wohneinheit 1,5 Stellplätze gefordert. Sofern genügend Platz vor den Garagen 
zur Verfügung steht, können die Garagenvorplätze auf die erforderliche Stellplatzzahl 
angerechnet werden. 

 
 
VII.1.4 WASSERVERSORGUNG 
 
 Die Wasserversorgung ist durch Anschluss an das bestehende Leitungsnetz sicher-

gestellt. 
 
 
VII.1.5 ABWASSERBESEITIGUNG UND OBERFLÄCHENENTWÄSSERUNG 
 
 Das Planungsgebiet „Zergle I“ wird im modifizierten Trennsystem entwässert. Das 

anfallende Schmutzwasser wird an den das Erschließungsgebiet durchquerenden 
Hauptsammler „Universität“ angeschlossen. Der Hauptsammler fließt direkt zur Klär-
anlage, d.h. es findet keine Durchmischung des im Gebiet anfallenden Schmutzwas-
sers mit nicht vorentlastetem Mischwasser statt. 

 
 Das im Gebiet anfallende Oberflächenwasser von öffentlichen und privaten Flächen 

wird in Regenwasserkanälen gesammelt und an verschiedenen Punkten in die 
geplante, in der öffentlichen Grünachse verlaufende offene Rinne eingeleitet. Um 
eine möglichst flache, mit geringer Tiefe verlaufende Regenwasserrinne planen zu 
können, müssen die erforderlichen Regenwasserkanäle unter Dauerstau betreiben 
werden. Dies führt zu keinen nennenswerten betrieblichen Nachteilen. Die Entwässe-
rungsrinne wird am südlichen Rand des Planungsgebietes an die bestehende Ent-
wässerungsmulde des Baugebietes „Öhmdwiesen II“ angeschlossen. Im nördlichen 
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Teil der Grünachse wird das Regenwasser in einer gepflasterten Rinne geführt. Mit 
Hilfe kleinerer Schwellen wird die im Gelände vorhandene Gefälleneigung von ca. 4 
% überwunden. 

 Um zu vermeiden, dass die Rinne südlich des Grünachsenkreuzes nur während des 
Regenereignisses Wasser führt, wird Wasser aus der im Mühleweg vorhandenen 
Wasserleitung eines Trinkwasserbrunnens zugeführt. Weitere Ausführungen hierzu 
siehe Begründung zum Grünordnungsplan, Ziff. 4.2.2. 

 
 Das vorgesehene Entwässerungskonzept wurde mit dem Landratsamt, Dezernat 

Umweltschutz und Wasserwirtschaft im Grundsatz abgestimmt. Das erforderliche 
wasserrechtliche Genehmigungsverfahren wird rechtzeitig durchgeführt. 

 
 
VII.1.6 LEITUNGEN UND LEITUNGSRECHTE 
 
 Im Planungsgebiet sind eine Reihe von Leitungen vorhandenen, für die, soweit sie 

nicht in öffentlichen Verkehrs- oder Grünflächen liegen, Leitungsrechte zugunsten der 
Versorgungsträger im Plan ausgewiesen sind. Die Leitungen sind unter Ziff. II.2.4 
aufgeführt und in der Anlage zeichnerisch dargestellt.  

 
 Die Eigentümer der von den Leitungsrechten betroffenen Grundstücke dürfen keine 

Maßnahmen vornehmen, die den Bestand und die Betriebssicherheit der Anlagen ge-
fährden. Der jederzeitige Zugang zu den Leitungen und Schächten ist zu gewährleis-
ten. 

 Im Bereich der Leitungsrechte sind Gebäude und Nebenanlagen unzulässig, ausge-
nommen Stellplätze. Garagen bzw. Carports sind ausnahmsweise dann zulässig, 
wenn die Bauteile (Gewicht max. 2 t), die sich innerhalb des Leitungsrechts befinden, 
jederzeit vom Leitungsträger entfernt werden können. Die Kosten trägt in diesem Fal-
le der Grundstückseigentümer. 

 Bei der Gründung von Gebäuden in der Nähe der Leitungen sind diese und deren 
Tiefenlage besonders zu beachten. 

 
 
VII.2 BEBAUUNG UND NUTZUNG 
 
 Die wesentlichen Ziele und Auswirkungen der Bebauung sind in den Ziffern II.1 – 

Städtebauliches Konzept - und Ziffer II.5 ff. – Bebauung – bereits beschrieben. 
 
 
VII.2.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 
 Die neu geplanten Wohngebäude werden in einem Allgemeinen Wohngebiet (WA) 

gemäß § 4 BauNVO festgesetzt.  
 Die in den Bebauungsplan einbezogene vorhandene Bebauung an der Radolfzeller 

Straße wird entsprechend ihrer Nutzung bzw. der Umgebungsbebauung als Misch-
gebiet gemäß § 5 BauNVO ausgewiesen. Aufgrund der unmittelbaren Nachbarschaft 
der Grundschule werden Vergnügungsstätten aller Art ausgeschlossen. Ebenfalls 
ausgeschlossen werden Tankstellen.  

 Für das Mischgebiet am Einmündungspunkt des Mühlenweges in die Radolfzeller 
Straße wird nur die Art der baulichen Nutzung sowie die überbaubare Grundstücks-
fläche festgesetzt, nicht aber das Maß der Nutzung. Bauvorhaben in diesem Bereich 
richten sich also im übrigen nach § 34 BauGB. 
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VII.2.2 FLÄCHE FÜR DEN GEMEINBEDARF 
 
 Im Süden des Planungsgebietes ist eine Fläche für den Gemeinbedarf für eine Kin-

dertagesstätte und ein Bewohnerzentrum ausgewiesen. Festsetzungen über das 
Maß der Nutzung, die Bauweise usw. sind hier nicht aufgenommen, um einen ausrei-
chenden Spielraum für die zukünftige architektonische Gestaltung offen zu halten. 

 
 
VII.2.3 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG, ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

UND BAUWEISE 
 
 Das Maß der baulichen Nutzung ist so festgesetzt, dass ein angemessener Übergang 

zur bestehenden Bebauung geschaffen wird. Dies betrifft sowohl die Bauweise, die 
zulässige Zahl der Vollgeschosse als auch die Dachneigung.  

 
 In den nördlich der Ost-West gerichteten Grünachse bzw. der neuen Erschließungs-

straße liegenden Baufeldern sind zweigeschossige Gebäude mit in der Regel 25° bis 
30° geneigten Dächern festgesetzt. Nördlich der neuen Erschließungsstraße sind in 
Anlehnung an die vorhandene Bebauung ausschließlich Einzel- und Doppelhäuser 
zugelassen. Im kleinen Baufeld nördlich der Grünachse sind, um das erforderliche 
Maß an Verdichtung zu erreichen, zwei kleinere Reihenhausgruppen aufgenommen.  

 
 Südlich der Grünachse sind unmittelbar entlang der Grünzüge ausschließlich Einzel- 

und Doppelhäuser zulässig, im übrigen Bereich sind nur Hausgruppen festgesetzt. 
Mit den hier möglichen Attikageschossen bei etwas größeren Gebäudehöhen und 
flacheren Dachneigungen wird ein maßvoller Übergang zu der mehrgeschossigen 
Flachdachbebauung in Öhmdwiesen II geschaffen. 

 
 Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen bestimmt. Um einen Ab-

stand von mindestens 15 m zwischen der zweigeschossigen Bebauung zu sichern, 
ist die Tiefe der überbaubaren Grundstücksfläche westlich der Nord-Süd gerichteten 
Grünachse in der Regel mit nur 10 m festgesetzt. Es wird davon ausgegangen, dass 
insbesondere bei Reihenhäusern dies durch die Breite der einzelnen Parzellen aus-
geglichen wird. Sofern zu der jeweils südlich angrenzenden überbaubaren Grund-
stücksfläche ein Abstand von mehr als 15 m eingehalten wird, dürfen die Baugrenzen 
für Balkone, Wintergärten, Erker o.ä. um maximal 2,0 m überschritten werden, da 
dann davon ausgegangen werden kann, dass die Nachbargrundstücke nicht beein-
trächtigt werden. 

  
 
VII.2.4 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL AN WOHNEINHEITEN 
 
 Aufgrund der Problematik bei der Anordnung von Garagen und Stellplätzen in ausrei-

chender Anzahl sowie zur Sicherstellung des geplanten Baugebietstypes dürfen nicht 
mehr als zwei Wohneinheiten je Gebäude vorgesehen werden. Lediglich für das neu 
geplante Gebäude auf Grundstück Flst. Nr. 8362 (zur Berücksichtigung eines vorlie-
genden Baugesuches) sowie das in das Planungsgebiet eingezogene Gebäude an 
der Einmündung der neuen Erschließungsstraße in die Radolfzeller Straße (Misch-
gebiet) sind die Zahl der Wohneinheiten nicht begrenzt. 

 
 
VII.2.5 NEBENANLAGEN 
 
 Je Grundstück sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche nur ein Neben-

gebäude mit einer Größenbegrenzung von max. 20 cbm zugelassen. Damit soll einer 
Vielzahl von sonst möglichen Schuppen, Gewächshäusern o.ä. und der Unterbre-
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chung der Garten- und Grünzonen vorgebeugt werden. Dies ist insbesondere wegen 
der oben erwähnten Verzahnung der Durchgrünung geboten. 

 
 
VIII. GRÜNORDNUNG UND FREIFLÄCHENGESTALTUNG 
 
 Dem Bebauungsplan ist ein Grünordnungsplan beigefügt, erarbeitet vom Büro Faktor 

Grün, Denzlingen. Auf die Begründung zum Grünordnungsplan wird verwiesen. 
 
 
IX. EINGRIFFS-/ AUSGLEICHSBILANZIERUNG 
 
 Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzie-

rung vom Büro Faktor Grün, Denzlingen, erarbeitet und in die Abwägung eingestellt. 
Der erforderliche Ausgleich kann nicht innerhalb des Planungsgebietes geleistet wer-
den. Auf die Ausführungen in der Begründung zum Grünordnungsplan wird verwie-
sen. 

 
 Im folgenden werden das Ergebnis der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (Seite 20 

des GOP), die Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Planungsgebietes (Ziff. 5.4 des 
GOP) sowie die Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen (Ziff. 5.5 des GOP) wieder-
gegeben: 

 
 ERGEBNIS DER EINGRIFFS-/AUSGLEICHSBILANZIERUNG 
 
 Die Versiegelung durch die Erschließungsstraßen ist (nach Abzug der entsiegelten Flä-

chen) nicht mit einem Eingriff verbunden, während für die Versiegelung auf den Bau-
grundstücken ein Eingriff von 5.100 m² Versiegelungsfläche verbleibt. Diesem Eingriff 
wird mit Verbesserungsmaßnahmen für die Schutzgüter OBERFLÄCHENWASSER, AR-
TEN und BIOTOPE UND LANDSCHAFTSBILD/ERHOLUNG begegnet. Die Verbesse-
rungsmaßnahmen beziehen sich im wesentlichen auf die Aufwertung / Erweiterung des 
Zerglebaches, die Schaffung einer qualitätvollen, intensiv bepflanzten Grünzone und die 
Anpflanzungen außerhalb des Planungsgebietes. Eingriffe in die Schutzgüter KLIMA und 
GRUNDWASSER sind nicht zu erwarten. 

 Die Maßnahmen werden im Bebauungsplan festgesetzt und planungsrechtlich zugeord-
net. 

 Vermeidbare Beeinträchtigungen werden unterlassen (Vermeidungsgebot). Die verblei-
benden unvermeidbaren Beeinträchtigungen können bei Durchführung der genannten 
Maßnahmen ausgeglichen werden. 

 
 
 5.4   AUSGLEICHSMASSNAHMEN AUSSERHALB DES PLANUNGSGEBIETES 
  
 Da der Eingriff durch die genannten Maßnahmen innerhalb des Planungsgebietes nicht 

vollständig ausgeglichen werden kann, werden weitere Ausgleichsmaßnahmen außer-
halb des Bebauungsplangebietes vorgesehen. 

 Auf der Ausgleichsfläche S3 (Biotopentwicklungsfläche im Flächennutzungs- und Land-
schaftsplan; Wiesenfläche seitlich des Mühlegrabens) sind Gehölzpflanzungen entlang 
des Weges und im Umfeld des Baches vorgesehen (s. Karte). 

 Geplant ist eine wegebegleitende Baumbepflanzung mit Walnussbäumen im Abstand 
von ca. 20 m (auf ca. 210 lfm) um noch ausreichend Blick auf den Mühlebach freizuhal-
ten. Im Umfeld des Baches sind punktuelle Bepflanzungen mit Strauchweiden (Salix pur-
purea, Salix caprea) an zwei Stellen vorgesehen (Flst. 7350, 7351, 10288, 10289, 7352). 

 Die Anpflanzung ist mit Weiden regionaler Herkunft vorzunehmen. Zu empfehlen ist der 
Schnitt von Stecklingen aus dem unmittelbaren Umfeld. Ein Herkunftsnachweis ist der 
Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. 

 Die Ausgleichsfläche befindet sich im Besitz der Stadt Konstanz. Sie liegt innerhalb des 
Bebauungsplanes „Eichbühlstraße“ und wurde dort ebenfalls als Biotopentwicklungsflä-
che ausgewiesen, ohne jedoch die oben genannten Maßnahmen vorzusehen. 
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 5.5   ZUORDNUNG VON AUSGLEICHSMASSNAHMEN 
 
 5.5.1 ALLGEMEINE GRUNDLAGEN 
 
 Grundsätzlich können (und sollen) die Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen den Ein-

griffsverursachern zugeordnet werden. Dabei ist immer zu unterscheiden zwischen 
  - den Eingriffen, die durch die Erschließungsstraßen verursacht werden und 
  - den Eingriffen, die auf den einzelnen Baugrundstücken zu erwarten sind. 
 Der Teil der Eingriffe, der durch die Erschließungsstraßen verursacht wird, wird über die 

Erschließungsbeiträge abgerechnet. Der Teil der Eingriffe, der auf den Baugrundstücken 
stattfindet, wird über die von der Stadt Konstanz erlassene Kostenerstattungssatzung 
abgerechnet. Auf Basis dieser Kostenerstattungssatzung können die Kosten der Aus-
gleichsmaßnahmen anteilig den Baugrundstücken zugeordnet und von den Bauherren 
eingefordert werden. 

 Die Ausgleichsmaßnahmen, die auf den Baugrundstücken festgesetzt werden (Bepflan-
zungen, wasserdurchlässige Beläge etc.), werden von den jeweiligen Bauherren selber 
durchgeführt und getragen und erscheinen nicht in der Kostenbilanz. 

 
 
 5.5.2 AUSGLEICHSMASSNAHMEN FÜR DIE EINGRIFFE DURCH DIE  
  ERSCHLIESSUNG 
 
 Entsprechend der durchgeführten Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (...) können die mit 

dem Bau der Erschließungsstraßen verbundenen Eingriffe vollständig den geplanten 
Entsiegelungsmaßnahmen zugeordnet werden. Für die Erschließung wird also kein Ein-
griff konstatiert, so dass diesbezügliche Ausgleichsmaßnahmen nicht geltend gemacht 
werden. 

 
 
 5.5.3 AUSGLEICHSMASSNAHMEN FÜR DIE EINGRIFFE AUF DEN 
  BAUGRUNDSTÜCKEN 

 
 Bezüglich des Schutzgutes boden verbleibt für die Eingriffe auf den Baugrundstücken ein 

Umfang von ca. 5100 m² (neu) versiegelter Fläche. Dieser Eingriff wird durch Verbesse-
rungen für die anderen Schutzgüter innerhalb und außerhalb des Planungsgebietes aus-
geglichen: 

 
§ innerhalb des Planungsgebietes 

Maßnahmen innerhalb der Biotopentwicklungsfläche der von Nord nach Süd verlau-
fenden Grünzone 
-  Anpflanzungen der durchgehenden Baumreihe aus mittel- bis großkronigen Laub-

bäumen (ca. 32 Bäume) 
-  Erweiterung / Wasserbeschickung des Zerglebaches auf 130 lfm im südlichen Teil 

des Planungsgebietes; naturnahe Bepflanzung entlang des Zerglebaches 
 
§ außerhalb des Planungsgebietes 

Biotopentwicklungsfläche S 3 gemäß FNP; Maßnahme auf Flst. 7350, 7351, 10288, 
10289, 7352. Anpflanzung von einer Walnussbaumreihe und Weiden (siehe Kap. 5.4) 

 
 Diese Maßnahmen dienen der ökologischen Aufwertung. Maßnahmen, deren Schwer-

punkt vornehmlich gestalterischer Art ist, wie die Ausbildung der gepflasterten Regen-
wassermulde im nördlichen Teil der Grünzone oder die Anlage eines Brunnens auf dem 
zentralen Platz werden nicht als Ausgleichsmaßnahmen kostenmäßig geltend gemacht. 

 Die genannten Ausgleichsmaßnahmen bilden eine sogenannte Sammelausgleichsmaß-
nahme. Diese wird den Baugrundstücken, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, im Sinne 
des § 9 (1a) BauGB in Verbindung mit § 1a (3) BauGB zugeordnet. Die Verteilung erfolgt 
aufgrund des in der Kostenerstattungssatzung begründeten Verteilungsschlüssels. 
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 5.5.4 ZUSAMMENFASSENDE DARSTELLUNG DER ZUORDNUNG 
 
 Zusammenfassend erfolgt die Zuordnung von Eingriffen und Ausgleich entsprechend der 

folgenden tabellarischen Darstellung: 
 

EINGRIFF AUSGLEICHSMASSNAHME FINANZIERUNG DER 
AUSGLEICHSMASSNAHME 

Bau der Erschlie- 
ßungsstraßen 

Nicht erforderlich Es fallen keine erschlie-
ßungsbeitragsfähigen Kosten 
an 

Eingriff auf den 
Baugrundstücken 
 
Gebäude/ 
Stellplätze/ 
Zufahrten etc. 

Sammelausgleichsmaßnahme 
 
Auf der Biotopentwicklungsfläche 
innerhalb des Planungsgebiets 
und am Mühlebach auf der Bio-
topentwicklungsfläche S 3 (ge-
mäß FNP) außerhalb des Pla-
nungsgebietes (s. Kap. 5.4) 

Kostenerstattung auf Grund-
lage der von der Stadt Kon-
stanz erlassenen Kostener-
stattungssatzung 

 
 
X. ALTLASTEN 
 
 Um einen Überblick und Handlungsanweisungen für den weiteren Umgang mit den 

auf dem Grundstück des ehemaligen Sägewerks Bauer vermuteten Altlasten zu er-
halten, hat die Stadt Konstanz im Juni 2001 eine erweiterte historische Erhebung und 
im August 2001 eine Detailerkundung in Auftrag gegeben.  

 Die Detailerkundung hat zusammengefasst zu folgenden Ergebnissen geführt: 
 
 „Die Ergebnisse der Untersuchungen zeigen Bereiche mit geringer Schadstoffbelas-

tung durch Chromat und Fluorid bei den Holzlagerplätzen. 
 Im Bereich des Imprägniertroges ist eine Verunreinigung des Bodens bis in 4 m u. 

GOK mit Fluorid und Chromat vorhanden. Die Chromatwerte liegen im Bereich der 
Prüfwerte nach BBSchV und sind in ihrer Konzentration als wenig giftig einzuordnen.  

 Der größte Teil der Fläche um den Trog ist versiegelt, so dass hier nur wenig Nieder-
schlagswasser versickert. Aufgrund des anstehenden dichten Geschiebemergels wird 
eine Beeinträchtigung des tertiären Grundwasserleiters ausgeschlossen. Die tonigen 
Mergel und die darüber lagernden vorliegenden Auelehme (organische Substanzen) 
sind wirksame Sorbenten für organische und anorganische Stoffe. Für die Hemmung 
von mikrobiellen Umsetzungen durch toxische Schwermetallionen wurde bei Chromat 
ein Grenzwert von 8,0 mg Cr (VI)/I ermittelt. Hierbei wirken die Schwermetallionen als 
Fermentgifte, die die enzymatische Abbaukette bzw. die Atmung blockieren. Die am 
Standort gemessenen Werte on max. 0.013 mgCr (VI)/I liegen weit unterhalb dieses 
Grenzwertes. Beeinträchtigungen des Schichtwassers sind demzufolge nicht zu er-
warten. 

 Bauschuttanteile wurden nur in 2 Bohrungen angetroffen, es kann aber nicht ausge-
schlossen werden, dass hier noch vereinzelte Auffüllungen auf dem Gelände statt-
fanden. 

 Aushubmaßnahmen auf dem Grundstück sollten durch ein Ingenieurbüro begleitet 
werden, das die kontaminierten Aushubmassen fachgerecht separiert und entsorgt.“ 

 
 
XI. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
 Für das Planungsgebiet werden örtliche Bauvorschriften aufgestellt. Damit soll ein 

Beitrag zu einer harmonischen, abgestimmten und nachhaltigen Gesamtgestaltung 
des Baugebietes geleistet werden. 
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 Die örtlichen Bauvorschriften zur äußeren Gestaltung der baulichen Anlagen bezie-
hen sich in erster Linie auf die zulässige Gestaltung der Dächer, da die Dachland-
schaft eine besondere Bedeutung für das Gesamterscheinungsbild der Siedlung hat. 
Die zulässigen Öffnungen im Dach sind differenziert nach dem Gebäudetyp und der 
jeweiligen Dachneigung zugelassen. Dachgaupen sind nur zulässig bei Gebäuden 
mit einer Dachneigung ab 25°. Hier sind sie erforderlich für die Nutzung des Dach-
raumes, sie sollen aber durch die Vorschriften auf ein Maß begrenzt werden, dass 
insgesamt eine ruhige Dachlandschaft erreicht werden kann. Bei flacheren Dächern 
kann durch zurückgesetzte Attikageschosse bei der gleichzeitig zugelassenen größe-
ren Gebäudehöhe eine sinnvolle Nutzung des obersten Geschosses (kein Vollge-
schoss) erreicht werden. Zusätzlich sind hier Dacheinschnitte oder Dachaufbauten 
(Querhäuser o.ä.) möglich. Zur Minimierung der Oberflächenbelastung ist der Einbau 
von unbeschichteten Metalldächern nicht zugelassen. 

 
 Garagen und Carports sind hinsichtlich ihrer Standorte im Planungsgebiet nicht fi-

xiert, da sie aber ebenfalls wesentlich zum Gesamterscheinungsbild beitragen, sind 
örtliche Bauvorschriften zu ihrer Gestaltung aufgenommen. Sie sind grundsätzlich an 
die Architektur der zugehörigen Hauptgebäude anzupassen. 

 
 Die Vorschriften zur Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen der Bau-

grundstücke (z.B. Begrünung, Gestaltung von Stellplätzen und Garagenzufahrten) 
sollen wohl einen Beitrag zur Gesamtqualität des Baugebietes leisten, als auch dazu 
dienen, die Eingriffe zu minimieren. 

 
 
XII. REALISIERUNG 
 
 Der Bebauungsplan „ZERGLE I“ soll Grundlage für die Umlegung oder Grenzrege-

lung, die Erschließung und die Festlegung des Vorkaufsrechts für die Stadt bilden, 
soweit diese Maßnahmen im Vollzug des Bebauungsplans erforderlich werden. 
Der Gemeinderat hat ergänzend am 23.10.2003 folgendes beschlossen: 
 
1. Die Stichstraße (Verbindungsstraße vom Mühlenweg zur Radolfzeller Straße) 

wird im Bebauungsplan aufgenommen und erst nach Fertigstellung der Westtan-
gente gebaut. 

2. In einer ersten Stufe sind nur Erschließungsmaßnahmen bis zu einem Maß von 
ca. 40 Häusern vorzunehmen. 

 
 
XIII. FLÄCHENBILANZ 
 
 Größe des Planungsgebietes 4,04 ha 100 % 
 davon 
 Allgemeines Wohngebiet (WA) 1,75 ha 43,3 % 
 Mischgebiet (MI) 0,55 ha 13,6 % 
 Straßen 0,63 ha 15,6 % 
 öffentliche Grünflächen incl. Spielwiese 0,84 ha 20,8 % 
 Gemeinbedarf (Kita und Bewohnerzentrum) 0,23 ha 5,7 % 
 
 
Lörrach, den 10.07.2003 / 24.07.2003 / 23.10.2003 
 
DIPL.-ING. BETTINA NOCKE 
Freie Stadtplanerin  Reg.Bau.M 
79540 Lörrach Chrischonastr. 9 
Tel +49.7621.570 97 58  Fax +49.7621.8527 
      E-Mail: bettina.nocke@t-online.de 
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